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Inferate werben biligt berechner. — Meci 


Jamatlonen, wenn unperfiegeit, und vortofret. 


Mit 1. Jänner 1871 beginnt eln neues Abonnement 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung.“ 
Wir erſuchen die Herren Abonnenten, ihre Pränumerations⸗ 
Erneuerung, ſowie überhaupt Gelder und Briefe 


an das Comptoir der „Wiener ⸗Zeitung,“ 
Grünangergaffe Nr. 1 zu fenden, 


wo ſich von Neujahr ab die Adminiſtration der „Zeitſchrift 
für Verwaltung“ befinden wird. 

Den Commiſſionsperlag für den Buchhandel behält nach 
wie vor Herr Motitz Perles in Wien. 
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Zur Ermittlung der ceſichtspunkte für die Abgrenzung von 
Rechtspflege und Verwaltung. 
Mittheilungen aus der Praxis: 

Der Richter erſter Inſtonz ift nicht berechtigt, ohne ſich mit ven ppliniſchen De 
Hören ius Einvernehmen zu ſetzen, zu krkettnen, ob eine Streit gleſt auf 
den Rechtsweg oder zum Wirkungalreſſe der adminſſtativen Behduhen ger 
hirt, (Hd. vom 23. Jan 1820, Nr. 1669 J. G. S) 

Urtzuläfiiglelt der Erpropriation eineg Zufahrtiweges im Intereſſe der Bewirth, 
ſchaftung eines Privatgrundfiliden. 

Competenzſtreit im Falle der Gelterdmahung vina Entſchäprgungsonſpruchts 
fur von der dhemeinde gefölle Bäume, melde von Privaten auf Gemeinde- 
grund gepflanzt und benützt worden find. 

Vetordnungen. 
Perſono lien. 
Erlebigungen. 


Sur Ermittlung der Geſichtspunkte für die Abgrenzung 
von Rechtspflege und Verwaltung. 


Wir haben in dieſem Blatte anläßlich einer Studie „Ueber die 
Bildung des Verwaltungs rechtes durch die Praxis und die Bedeutung 
der Pröfubieien“ ſchon auf Wilhelm Luder's Buch: „Das Gewohnheits⸗ 
recht auf dem Gebiete der Verwaltung, Hingemiefen. Die Frage, wie 
konnen wir zu einer ſicheren Behandlung des Uuterſchledes zwiſchen 
Juſtiz⸗ und Verwaltungs ſachen kommen 2 wird vom Verfaſſer eit 
gehend behandelt. Zur Einleitung hiezu dient ihm folgende Betrachtung: 

Der gegenwärtige Zuſtand der Theorie des deutſchen Staats⸗ 
rechts ift freſlich nicht der Art, daß ein Verfuch, die Gebiete der Rechts 
pflege und der Verwaltung beftimmt gegeneinander abzugrenzen, viel 
Aueſicht auf Gelingen hat. Aber auch weun fie nicht mehr ergabe, als 
daß durch die bisherigen Leitungen jene Frage nicht gelöſt worden ift, 
und zugleich erhellte, weshalb man bisher nicht weiter gelaugte, fo 
würde felbſt dies negative Reſultat nicht gering zu achten fein. 

Gewöhnlich werden Verwaltungs- und guſtizſachen fo unterſchieden, 
daß bei erſteren es ſich darum handelt, ob ein vorhandener Zuſtand 


zweckmäßig ift, oder nicht; bei letzteren dagegen es fih fragt, ob ein 
vorhandener beftritfener Zuſtaud geſetzmaßjg ift, oder nicht. Einige 
Mechtslehrer begnügen fih mit dlefer angeblich prineipiellen Unterſchei⸗ 
dung; andere ſlatafren doch eine Ausnahme für die Streitigkeiten über 
politiſche Rechte Einzelner, ſowie öffentlicher Körperſchaften, für welche 
auch die Verſwaltungsbehörden competent find. Die Ausnahme ift aber 
eine fo bedeutende, daß die ganze Regel dodurch aufgehoben wird. Die 
Verwaltungsbehörden der deulſchen Staaten find, richtig aufgefaßt, 
nicht blos mit der Executipe betraut, ſondern zugleich die Gerichts, 
höfe, vor welche die Streltigkeſten über öffentliche Rechksverhältuiſſe 
gehören. Dieſelben haben auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, 
ebenſo wie die Civilgerichte für das Privatrecht, über Mechtsſochen zu 
erkennen. Indem fie einen gegebenen thatſöchlichen Zuftaub unter das 
bezügliche Gefch ſubſumiren, entſcheiden fie lediglich darüber, ob jener 
rechtmäßig ift, oder nicht. Jene falſche Abgrenzung des Gebſetes der 
Rechtspflege von denn der Verwalkung hatte einen Schein von Wahr⸗ 
heit, fo lange als die abſolute Monarchie die herrſchende Staatsform 
bildete. Damals wor die Einwilligung der Stände bei Geſetzen, welche 
Eigenthum und Freiheit der Unterthanen betrafen, nicht erforderlich. 
Mithin durften auh die Geſetze gleich wie bloße Maßregeln der Jwt 
mäßigfeit von den Reglerungen abgeändert werden. Alles, was nicht 
zur Cognltion der Clullgerichte gehörte, ſchien von dem fubjectiven Çr- 
meſſen der Staatsgewalt, welches fih nach Ruckſichten des Nutzens 
beſtimmte, abhangig. Mau uberſah indeh, daß die Verwaltungsbehorden 
neben der exceutinen Function eine der eivilrichterlichen ganz analoge 
Function iu öffentlichen Streitſachen übten; ferner, daß die Beamten 
auch in ihrer executiven Functlou immerhin nach den Geſetzen verfahren 
mußten. Seitdem aber ein ſehr umfangreicher und wichtiger Theil der 
adimniniſtrativen Rechtsnormen nur mit Zuſtimmung der Kammern ges 
audert werden darf, tritt die Geſetzqualität der Normen, an welche dle 
Verwalkung gebunden ift, handgreiflich hervor, Folgeweiſe auch die 
richterliche Function der Adininiſtrotivbehörden, wo fie über beſlrittene 
ober unklare öffentliche Rechtsverhälkniſſe nach Maßgabe der beſtehenden 
Rechtsvorſchriften zu eulſchelden haben. 

Wir halten daher die obige Unterſcheidung zwiſchen Juſtiz⸗ und 
Adminiſtrativfochen für irrig. Eine der Wahrheit näher kommende 
Beſtimmung wird ſich ergeben, wenn man einerſelts die Auffaſſung des 
Staates als furiftiiche Perſon zu Grunde legt, andererſeits von den 
fogenannten allgemeinen Hoheilsrechlen ausgeht, durch welche die Staate⸗ 
gewalt, das Organ der juriſtiſchen Perſon des Staates, fih wirkſam 
bethätigt. 

„Das Recht, zu vefen Weſen die ganz vorurtheilsloſe Wahrhaf⸗ 
tigkeit gehört, mußte auch, wo fih außerhulb meuſchlicher Individualität 
ein mirkliches Bedürfniß und Wardigkeit zur Perſönlichkelt fand, da 
Perſöulichkeit anerkennen; denn rechtes Bedürfen ift immer rechtes 
Dürfen.“ Eiu ſolches Bedärfniß und Würdigkeit, eine Perſönlichkeit, 
d. h. einen in feiner rechtlichen Sphäre ſelbftſtändig herrſchenden Willen 
anzuerkennen, liegt überall da vor, wo es ſich darum handelt, einen 
oder mehrere gemelnuützige Zwo, zu rcaliſtren. Der beabſichtigte 
würde verfehlt werden, wenn man den ehzefuen phyſiſchen Perſonen, 
deren Mehrheit in der Einheit der juriſtiſchen Perſon aufgehoben er- 
ſcheult, die Rechte bellegen wollte, weiche, um ben Zweck zu erd 
erforderlich find. Denn es ift gerade die Abſicht, den Zweck gleichmäßig 
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für Alle — alfo frei von dem ſehr verſchiedenartigen Grade der Gin- 
ſicht und des Konnens der Einzelnen, — und dauernd — alſo unab⸗ 
hängig von der Exiſtenz der einzelnen, jeweilig der Gemeinſchaft an⸗ 
gehörigen Perſonen — zu verwirklichen. Das lebendige, thatſächliche 
Fundament der juriſtiſchen Perſon ift mit einem dauernden, gemein⸗ 
nützigen Zwecke gegeben. e ergibt fih ferner aus dem Begriffe der 
Perfönlichkeit, als eines in feiner rechtlichen Sphäre ſelbſtſtändig herr- 
ſchenden Willens, daß das eigentliche Weſen der juriſtifchen Perſon 
nicht unmittelbar und alein in der Bermögensfähigkeit, ſondern in der 
ſelbſtſtändigen ſouveränen Willensherrſchaft beſteht, welche fie über die 
in ihrer Sphäre begriffenen Objecte ausübt; mögen diefe nun in einem 
Vermögensinbegriffe, oder in einer Vereinigung von phyſiſchen Perſonen 
beſtehen. 

Man mag fih uun darüber ſtreiten, ob der Staat einen oder 
mehrere beſtimmte Zwecke hat, oder ob der Staat als höchſte ſouveräne 
Macht ſich jeglichen beliebigen Zweck ſetzen kann uud darf; jene beiden 
Merkmale, welche den Begriff der juriſiiſchen Perſon conftituiren, 
finden wir bei den eſuzelnen deutſchen Staaten verwirklicht. Dieſelben 
maſſen mithin als furlſtiſche Perfonen aufgefaßt und behandelt werden. 
Es folgt daraus, daß der Inhaber der Staalsgewalt als das Organ 
anzuſehen ift, welches den Willen der juriſtiſchen Perſon des Staates 
ausſpricht und zur Geltung bringt. Der Staat iſt mithin von der 
Perſon des Landesherrn und deffen Individualrechten ſchorf zu unters 
ſchelden. Dieſe Auffaſſung entspricht der geſchichtlichen Entwicklung des 
deutſchen Staatsweſens, durch welche allmälig die Hoheitsrechte des 
Staates aus den Privatrehten des Landesherrn zu öffentlichen, im 
Intereſſe der Geſammtheit auszuübenden Rechten und Pflichten umge⸗ 
wandelt wurden. 

Gerber hat eingewandt, daß mit der Auffafſung des Staates als 
juriſliſcher Perſon die Theorie wieder auf den bereits überwundenen 
prlpatrechtlichen Standpunkt zurückkomme. Die juriſtiſche Perſon fei 
nur eine Wiederholung der natürlichen Perſönlichkeit; fo jedoch, daß 
ſie nicht einmal vollſtändig die Kraft der letztern in ſich aufnehmen 
könne und folle, indem fie nur den Zweck habe, für einzelne juriſtiſche 
Dedärfniffe des Verkehrslebens eine Aushilfe zu gewähren. Den oben 
entwickelten Begriff der juriſtiſchen Perſon trifft dieſer Einwurf nicht. 
Dieſelbe gehört nach unſerer Auffaſſung keineswegs allein dem Gebiete 
des Privatrechtes an; es gibt gielmehr auf ollen Gebieten des Nehte- 
und Staatslebens juriftiſche Perſonen, welchen die früher angegebenen 
Merkmale gemeſuſam find. Es widerſpricht nicht, daß auf dem einen 
ober audern Gebiete die Vermögensfähigleit der juriſtiſchen Perſon 
von der Erfüllung beſonderer Erforderniſſe abhängig gemacht ift, die 
auf anderen Gebieten des Rechtes fih nicht finden. 

Unleugbar hat die Auffaſſung des Staates als juriſtiſche Perſon 
auf den erſten Blick etwas Befremdendes. Der Staat [ol feine Ane 
erkennung aly juriſtiſche Perſon dem Rechte verdanken, welches dem 
Staate ſelber ext feine Geltung verdankt. Allein dies Bedenken hebt 
fih leicht, wenn man erwägt, daß die ſcheinbar durch bloße Anerken⸗ 
nung des Rechtes gemachte juriſtiſche Perſönlichkeit ftets ſchon vorher 
ein Daſeln als wahre Thatſache, oder als wahres Bedürfniß hatte. 
Huber der Staat in einer nach feſten Normen geſtalteten Ordnung 
feine Mitglieder beherrſcht, indem er jene Rechtabeſtimmungen hervor⸗ 
bringt und ausführt, manifeſtirt er feine innerſte und eigenfte Natur 
als jurſſtiſche Perfon. 

Der Berfaffer kritiſirt von feinem Geſichtspunkte aus die dies⸗ 
fälligen Anſchauungen der modernen Staattrechtslehrer und deren Fol- 
gerungen für das Thema. Er giht ſich aber auch ſelbſt keinen Täu⸗ 
ſchungen . über die Möglichkeit, aus dem von ihm gewonnenen Ber 
griffe der juriſtiſchen Perfon des Staates ſichere Deductionen für eine 
klare Definirung des Uuterſchledes zwiſchen Juſtiz⸗ und Adminiſtrotiv⸗ 
fahe machen zu können. Der Weg, auf dem er zum Ziele zu gelangen 
hofft, ift vielmehr ein höchft practiſcher. Er ſagt: 

Die Geſetzgebung und die Praxis fowohl der Rechtepflege als auch 
der Berwoltung muß für die einzelnen möglichen Fülle in den verſchiedenen 
Staaten genau unterſucht werden; es find die Arhive der Behörden mit 
Sorgfalt zu muflern und die geſchichtliche Entwicklung der einzelnen Fra⸗ 
gen ſowelk möglich bis in ihre Aufänge zu verfolgen. Man wende nicht 
ein, daß bis zur ſormellen Trennung der Juſtiz und Verwaltung die 
Frage nach ihrer Competenz kein practiſches Jutereſſe gehabt habe und 
mithin in dem bisher aufgehäuflen Materiale der Behörden wenig oder 
gar keine Auskunft zu finden ſein werde. Mon hat eben bisher ſich 
nicht die Mühe gegeben, gehörig nachzuſorſchen; Arbeiten wie ditjenige 
Pfeiffers für Kurheſſen find leider vereinzelt geblieben und auch diefe 
nimmt zu wenig Rückſicht auf die Pragis der Adminiſtration. Es iſt 


ein Grundfehler in der Behandlung unſerer Frage, daß man ſich be⸗ 
gnügt, den Begriff der Juſtizſache wo möglich genau zu beſlimmen 
und dann Alles Uebrige einfach für Verwaltungsſache zu erklären. Ein 
ſolches durchaus unwißfenſchaftliches Verfahren iſt nur daraus zu er- 
klären, daß manchen unſerer deutſchen Rechtslehrer die Apminifiration 
ein weniger bekanntes Gebiet ijt, in welchem ihnen die nälhige Sicher 
heit und Freiheit der Bewegung mangelt. Ueberdles hatte zur Zeit 
der Reichsgerichte die Frage nach dem Unterschiede zwiſchen Juſtiz und 
Verwaltung ein bedeutendes practiſches Intereſfe auch hinſichtlich der 
Competenz, wle dies von Pfeiffer in vielen Fällen gut nachgewiefen 
worden iſt. 

Wenn nun ſolchergeſtalt die beſonderen Fälle für jeden einzelnen 
Staat feſtgeſtellt find, jo wird man auf dem Wege der Vergleichung 
beſtimmte allgemeine Prineipien gewinnen können, welche zur Ergänzung 
des Rechtes einzelner Staaten, wo es in der einen oder andern Wee 
ziehung an feſtausgeprägten Normen mangelt, wohl verwandt werden 
dürfen. Es wird dann, wenn man erkannt bal, welche Verhältniffe 
den Juſtiz⸗ und welche den Verwaltungsbehörden zuzutheilen find, möge 
lich fein, aus den vorliegenden Fällen beſtimmte Merkmale zu abſtra⸗ 
Hiren und fo zu einem wirklichen deutlichen Begriffe der Juſtiz', reſp. 
Verwaltungsſache zu gelangen. Es kann doch die Aufgabe der Wiſſen⸗ 
ſchaft nur die fein, dos Princip, welches den concreten Erſchelnungen 
unſeres Rechtslebens zu Grunde liegt, aus den letzteren ſelbſt abzus 
leiten. Jene wird durch dies Verfahren, welches einer reinen Erfah⸗ 
rungswiſſenſchaft wie der Jurisprudenz allein angemeſſen ift, ſelber an 
Sicherheit gewinnen; und andererfeits, indem fie das die einzelnen 
Lebenserſcheinungen beſtimmende verborgene Princip zum Bewußtſein 
bringt, im Stande fein, den ihr gebührenden leltenden Einfluß auf die 
Praxis anerkannt auszuüben. 


ET — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Rlchter erſter Juſtanz it nicht berechtigt, ohne ſich mit den polie 
tiſchen Behörden ins Einveruehmen zu ſetzen, zu erlennen, ob eine 
Streitigkeit auf den Rechislueg oder zum Wirkungskrelſe der adminiſtra⸗ 
tiven Behörden gehört. (Hfd. vom 23. Ynni 1820, Nr 1669 J. W S.) 


Im Einvernehmen mit den Propinations pa hat Z. den 
Methausſchauk in ihren Namen beſorgt. Da er jedoch zum Nachthelle 
derſelben Meth erzeugte und geheim ausfchänkte, fo wurde er über 
Auzelge der Propinationspächter von der Behörde zu einer Geldbuße 
verurtheilt und ihm dieſer Unfug weiterhin unterſagt. Z, behauptete 
aber, daß ihm ausnahmsweiſe das Recht der Erzeugung des Methes 
und deffen Ausſchankes zuſtehe, und überreichte wider die Propinas 
tionspachter eine Beſitzſtörungsklage, 

Die erſte Juſtanz hat die Klage wegen Incompetenz verworfen, 
weil die Streitigkeſten aus Anlaß einer Handels- oder Gewerbeſache, 
zu melchen der zum herrſchaftlichen Propingtionsregale gehörige Metha 
ausſchauk unſtreitig gehört, nach den beſtehenden Geſetzen ausſchließlich 
bei den adminiſtrativen Behörden auszutragen find. 

Das k. Oberlondesgericht in Krakau verordnete aber. die 
Klage des Z. zu verbeſchelden und über dieſelbe ordnungemaßig zu 
verhandeln, meil es ſich in Beſitzſtorungsſochen blos um den factiſchen 
Beſitzſtand handelt, welchen zu ſtören Niemandem geſtattet ift. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedach unterm 24. Juni 1867, 
3. 3390, die obergerichtliche Eutſcheidung aufgehoben und dem Ober⸗ 
londesgerichte verordnet, fih vor Allem über den Gegenſtond des 
Streites mit der Statthalterel ins Einvernehmen zu ſetzen und nach dem 
Ergebniſſe desſelben über den Recurs des Z. zu erkennen. Grün de: 
Es iſt die Pflicht eines jeden Gerichtes, ehe es eine Sache in Ver⸗ 
handlung nimmt, von Amtswegen zu prüfen, ob es mit Rückficht auf 
die Perfonen und den Gegenſtand des Streites, zu deffen Entſcheidung 
berufen ift. Ohne fih mit den politiſchen Behörden ins Einvernehmen 
zu ſetzen, ift der Richter allein nicht berechtigt, die Frage zu Löfen, 
ob eine Streitigkeit auf den Rechtsweg oder zum Wirkungskreiſe der 
polltiſchen Behörden gehört, und aus dem Geſetze vom 27. October 
1849 geht nicht hervor, daß eine zur Compelenz der politiſchen Aemter 
gehörige Streitigkeit, früher von dem Gerichte verhandelt, und erft 
nachher auf den adminiſtratinen Weg gewiefen werden muf. (Ger. Ztg.) 


Unzuläſſigleit der Erproprlation eines Zufahrtsweges im Intereſſe der 
Bewirthſchaftung eines Priuntgrundſtückes. 

Johann E. iu O. befigt unler anderen die Grundſtücke Nr. 1419 
pr. 1120 Quadt.⸗Klftr. Acker, 1419/0 pr. 29 Qundt.⸗Klftr. Hutweide 
und 1419/ pr. 780 Quadt⸗Klſir. Hochwald am Weſſiedelberge. 
Bei Bewirthſchaftung dieſer Grundſlücke war C. bisher über die 
unterhalb gelegenen, angränzenden Grundparzellen 1421, 1477 und 
1478 der Karl A. . foen Erben gefahren. In Folge der Klage der 
Margaretha A. auf Anerkennung der Freiheit der Grundſtücke 1421, 
1477 und 1478 von der Scroilut des Fahrens wurde Johnnun E. 
mit den übereinſtimmenden Urtheflen des Bezirkogerjchtes O. und des 
Oberlandesgerichtes ſchuldig erkannt, die Freiheit der eben bezeichneten 
Grundſtücke von der Servilut des Fahrens auzuerkennen und fih jedes 
weiteren Befahrens zu enthalten, 

Darüber nun hat Johann E, in einer Elugabe an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in T. geltend gemocht, daß die Grundparzellen 
1419/, c und d ob Mangel eines Weges zu deuſelben unbebaut 
liegen bleiben müpten, was jih mit den öffenlichen Wohle nicht 
vertrage, und dof die Erben noch Karl A. verpflichtet ſeien. im Grunde 
der 8. 364 und g. 365 des o. b G. B. das Fahren über ihre 
Grundſtucke gegen angemeſſene Schadloshalftung zu geſlatten. Derſelbe 
ſtellte hiernach on die Beurkehauptmannſchaft die Bitte, diefe möge 
nach vorgängiger Verhandtung — falle ein Uebereinkommen nicht 
erzielt werden ſollte — erkennen: die Erben nach Karl A. ſeſen 
verpflichtet, ihm zur Bewerthſchaſtung der Grundſtucke 1419 / b. e und d 
den Zugang und dle Zufahrt in der commiſſionell gusgemittelten Art 
und Wrife fo lange zu geſtatlen, als der Zweck der Bewirthſchaſtung 
dieſer Grundſlücke dies nothmendig mache. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſes Eluſchreiten, ohne früher 
eine Erhebung zu pflegen, abgewieſen, weil nach 8. 365 des a. b. G. B. 
die Expropriation nur in jenem Falle ftattfinden foune, wenn es das 
allgemeine Beſte erheiſche, dos it, wenn ermiefene öffentliche Nück⸗ 
ſichten, wie z. B. bei Straßen- Woſſer⸗ und Eiſenbahubauten, eine 
Eigenihumsabtretung nolhwendig machen; in dem vorliegenden Falle aber 
lediglich aus Pripakrückſichten eine Grundabtretung angeſprochen werde. 

Ueber Berufung des Johann E. hat dle Landesregierung die 
bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheldung — als geſetzlich vollkommen 
begründet — beftätiget, 

Im Miniſterialrecurſe machte E. geltend, daß, wenn fein Feld 
unbebaut liegen müßte, in Folge deffen auch der Nutzen, welcher aus 
der Bebonung des Grundſtückes der Landeseultur überhaupt zufliche, 
verloren gehe, daß auch die Steuerzahlung entfallen müßte, daß ſomit 
öffentliche Ruckſichten für die zwangsweſſe Ausmitttung eines Weges 
vorliegen. Recurrent berief fih hierbei auf die Beſtimmung des 
Geſetzes vom 6. Februar 1869 R G. B. Nr. 18, wornach ein 
behufs beſſerer Bewirthſchaftung bewirkter Grundlauſch gegen den 
Willen der Tabularglaubiger bewilliget werden koune, ſowie weiter 
auch auf den 8. 15 des Waſſergeſetzes vom 30. Mai 1869 Nr. 93 
R. G. B. und die Beſtimmung des G. 67 der mahriichen Bau: 
ordnung vom 20. Dezember 1869, Nr. 1 L. G. Blatt v. 3. 1870, 
welche Eigenthumsenteignungen zu minder wichtigen Zwecken geſlatten. 

Das Miuiſterjum des Junern entſchied unterm 11. November 
1870, 3. 14156, wie folgt: „Dem Mecurfe des Johann E, gegen 
die übereinſtimmenden Entſcheidungen des Bezirkshauptmannes von T. 
und der Landesregierung, juſomeit der Recurrent das Begehren ſtellte, 
es mögen die Karl A. ſchen Erben verpflichtet werden, ihm zur 
Bewirthſchaftung feiner Grundſlücke Nr. pare. 1419 b, e um d, 
um Allgemeinen den Zugang und die Zufahrt über die Grundparcellen 
Nr. 1421, 1478 und 1477 zu geitatten, — wird feine Folge 
gegeben, weil die geſetzlichen Bedingungen zur zwangsweiſen Enteignung 
oder Belaſtung einer fremden Sache licht vorliegen. 

Zuſoweit jedoch ein Theil der bezeichneten Grundſtücke des Recur⸗ 
renten der Woldcultur gewidmet ift, und Johann E. dle Bringultg 
feiner Waldproducte über fremden Grund anstreben folte, ift derjelbe 
auf die Beflimmungen des II. Abſchulttes des kaiſerlichen Patentes 
vom 3. Dezember 1852 Nr. 250 R. G. B. zu vermeifen. 

Auch ift zu bemerken, daß zum Erkenntniſſe über das Vorhan⸗ 
denſein der geſetzlichen Bedingungen zu einer Expropriation im All⸗ 
gemeinen, ſaweit Specialgeſetze nicht eine andere Beſtimmung enthalten, 
in erſter Juſtanz die Landesſtelle und nicht die Bezirksbehörde bes 
rufen iſt.“ 

Dieſe Entſcheidung war auf folgenden weiteren Mofiven Bafirt: 

Aus der im 8. 365 des a. b. G. B. enthaltenen allgemeinen 
Anordnung kaun Recurrent das Recht auf zwangsweife Ausmittlung 
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eines Weges zu feinen Grundſlücken nicht ableiten. Zunächſt kann nicht 
behauptet werden, daß durch das Brachliegen eines Grundſtückes in 
Ausmaße von elwas über ein Joch das allgemeine Beſte überhaupt 
berührt werde, und ſomit auch nicht die Nothweudigkeit erhellen, wegen 
angeblichen öffentlichen Intereſſes einen Eingriff in das Prinnteigen- 
thum zu thun. Uebrigens kann E. das ganze Grundſtück, wie 
urſprünglich, wieder der Waldeultur zuführen; er kann es auch an 
einen der Anrainer veranßern. Es erſcheint ſomit hier ein Privat- aber 
nicht ein öffentliches Intereſſe betheiligt. Nur inſoweit ein Theil der 
in Frage fichenden Gründe des E. der Muldcultur gewidmet ift, und 
es jih um die Bringung der Waldproducte handeln würde. könnte 
Mecurrent eventuel im Grunde der Beſtimmungen des kalſerlichen 
Patentes vom 3. September 1852 Nr. 250 R. G. B. das Necht 
in Anſpruch nehmen, auch einen fremden Grund zu benützen. Km. 


Competenzſtreit im Falle der Geltendmachung eines Enkichadigungs⸗ 
anſpruches für von der Gemeinde gefällte Bäume, welche von Privaten 
auf Gemeindegrund gepflanzt und beultzt worden lud. 


Johaun S. aus H. begehrte von der Gemeinde H; einen Betrag 
von 32 fl 96 kr. e s. ©. aus dem Grunde, weil dieſelbe ſechs Bäume 
fällen (nf welche fon vor nielen Fahren auf dem Grunde Podo Cesto 
gepflanzt wurden, und welche er von anderen Gemeindemitgliedern 
getauft und nun ſchon feit 20 Jahren ruhig beſeſſen und benützt habe. 

Die Gemeinde wendete dagegen ein, daß dieje Bäume auf der 
ihr olg ungetheiltes Eigenthum gehörigen Hutweide gewachſen find, fie 
daher das Recht hatte, dieſelben zu fallen, und zwar um fo mehr, als 
nach einem vor circa 15 Jahren gefaßten Gemeindebeſchluſſe ang 
jenem zur Wieſencultur beftimmten und eingefriedeten Grunde die darauf“ 
gepflanzten Bäume zu entfernen waren. 

Das Bezirksgericht in C. gab nach geſchloſſenem Zeugenverhöre dem 
Klagebegehren des S. ſtatt, und verurteilte die geklagte Gemeinde zur 
Zahlung des Betrages von 32 fl. 96 kr. ſammt 11 fl. 70 tr. Gerichts koſten. 

Das Oberlandesgericht in T. dagegen verordnete die Zurückſlellung 
der Klage an den Kläger als zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet 
und zwar in der Erwagung, daß das Klagebegehren aus dem Rechte und 
aus der Thatſache der Benutzung eines zum Gemeindegute gehörigen 
Hutmeidetheiles durch Bepflanzung desfelben mit Bäumen feiteng einzelner 
Gemeindeglieder und durch den Bezug der daher rührenden Nutzungen 
abgeleitet wird, und daß jenes Recht, und ſeine Benützung durch altes 
Herkommen und Gemeindeſatzungen geregelt werden, in Erwägung, daß 
die von Seite der Gemeinde vorgenommene Fallung der fraglichen Bäume 
nur in Folge eines Gemelndeheſchluſſes ſtaltgefunden hat, und daß es 
ſich aus dieſem Grunde nicht um Eingriffe und Verfügungen über das 
Eigenthum des Klägers, ſondern um Maßnahme und Vorkehrungen 
handelt, die in die den Vorſtanden der Gemeinde zukommende Ber- 
waltung eines Gemeindegutes einſchlagen, in Erwägung endlich, daß die 
Entfheidung in Betreff derartiger Streitfragen in den Wirkungskreis der 
vorgeſetzten Adminiſtrativbehörden fällt. 

Ju Folge Weiſung des oberſten Gerichtshofes hat das Oberlandes⸗ 
gericht auch die Wohlmeinung der k. k. Statthalterei in T. eingeholt, 
welche fih den Anſchauungen des Oberlandesgerichtes vollkommen anſchloß. 

Der oberſte Gerichtshof ſprach fih, in Erwägung, daß Johann 
S. ſelbſt zugegeben, daß der fragliche Grund Eigentum der Ges 
meinde fei, in Erwägung ferner, daß durch Zeugenausſagen erhärtet 
worden ſei, daß von Fall zu Fall, wenn ein oder Gemeindegrund zur 
Cultivirung beſtimmt worden, miltelſt Gemeindebeſchluß den Gemeinde⸗ 
gliedern die Pflanzung von Bäumen auf den Gemeindegründen nur 
gegen die Verpflichtung, fie nach Willen der Gemeiude wieder fällen 
zu loffen, bewilliget und dieſen Gemeindegliedern bis dahin die Benützung 
der Bäume geftattet worden fei, in Erwägung endlich, daß ein folder 
Gemeindebeſchluß auch hinſichtlich des Grundes Podo Cesto gefaßt 
worden fei — gleichfalls für die Anſicht des Oberlandesgerichtes aus, 
und faßte den Beſchluß, die Beſchwerde des Klagers zu verwerfen, und 
zu erkennen, daß die Gerichksbehörden zum Verfahren und zur Gib 
ſcheidung über die vorliegende Klage des Johann S. nicht berufen find. 
Jedoch wurde die Wohlmeinung des Miniſteriume dez Innern in 
Gemaßheit des Hofdecretes vom 23. Juni 1820, Nr. 1669, eingeholt. 

Das Miniiterium des Innern erwiederte in feiner Mole vom 
27. Auguft 1870, 3. 12725, daß es der Anſicht des oberſten Gerichts⸗ 
bofes über die Nichtcompetenz der Gerichtsbehörden in dem Rechtsſtreſte 
des Johann &, gegen die Gemeinde H. peto. Schadenerſatzes von 
32 fl. 96 kr. nicht entgegen zu treten fünbe, Wa 


Ferordpnungen. 


Verordnung des Miuiſterfumg bes Intertt boie 1. Abril 1870, 3. 8781, 
an nhie Laudeschefs, betreffend die Hadroriittug det Todtgeborenen für die 
Bevölkerungs tabellen. 


Die ſlatiſtiſche Central Commiſſion bezeichnet die Nachtdeiſung der Lobte 
geborenen in den Kabellen über bie Vewegung der Bevölkerung ols wenig ber» 
käßlich indem fie darauf hinweiſet, tafi dir Zahl der Toptgebornen in den öſterreichlſchen 
Tabellen hinter jener ber auswärtigen Staaten, in welchen die Megiſtrirung dere 
selben mit Genauigkeit angeführt wird, auffallend zurückbleibt, und mit Grund 
angezweifelt werden mife 

Der Grund nurichtiger Angaben diirfte vielleſcht in dem Beſtreben liegen, 
die Kindesleichen der kirc lic en Einjegnung theilgaftig zu aachen. Die genannte 
Commiſſton bat fih zur Behebung diefe Uehelfantes an mid; gewendet und ich 
brehre mich daher, Euer .... in erfuchen durch Auweiſung der zur Geburls⸗ 
Hie berufenett Berfanen und überhaupt den geeigtieten Wege gie Brrfügreg treffe 
zu tollen, Sat vie KdbigeBorenten, mitte welchen jene Kinder zu verſtehen find, 
weiche zwar bib dile Leßensfähigkem entwitkelt, ober todt auf Me Melt kommen, 
und nicht jene, melde unmjllelbor nach der Geburt fierben, Ben den mit der 
Malrſfeufüthrung betrauten Seellorgern der verichiedenen Konfeſſionen forgiäftigen 
und wenn es tanli A, unter Befragung der belreſſenden Hebolntuen oder Geburts⸗ 
helfer verzeichnet und bei den Zuſammenſlellung der Mrhultlo-Nuſſchrelbungen 
über bie jährliche Bewegung der Vevöllerung genan nachgewieſen werden. 


Erlaß des Eſclitſſaltets vun Strlermark vat 19. Octobet 1870, 3. 2326, 
hetteſſeud das Kugelſpet und deſſen Pesöherton. 


Mit dem Stolebalterei-Präſidial⸗Erlaſſe vom 27, Mai 1867, B. 1494, ) 
find die damaligen Bezirkevorfſieher auf das ſogenannte Scheibenmurfs oder 
Blautenfpiel aufmerkſam gemacht und aufgefordert worden, derlei Producenter, 
auch in dem Falle, als fie mit einer hierortigen Produskions-Bewillſgung vers 
lezen fand, foraföfkig zu Überwachen, und denfelben das Betreiben unerlaubter 
Spiele der erwähnten Art einzustellen. 

Brit jener Beit if eine antere Abart folder Spiele, namentlich has foge- 
nannte Kegel- oder Kugelſpiel zun Vorſchein gelommen, ledoch ſind Probuctiongs 
Bewilligungen hierauf une unler der ausprücklichen Beſchräukung ertheill wor⸗ 
den, day ein Gewinn von der Geſchicklichleit der Spieleuden, nicht aber vom 
bloßen Bufolle abhängt. 

WBeſſeu ungeachtet And in letzterer Bolt Fulle vorgekommen, doß die ge- 
dachte Beschränkung wicht gehörig beachtet worden if, und derlei Produtenten 
von Behörden und Auſſichſsorganen nicht immer entſprechend Überwacht worden. 
find, ih vielmehr Ueberſchreſiungen zu Schulden tommen ließen, die fie in 
Unterſuchung gebracht haben. 

Das 1 f. Finanz-Miniſterlum hat daher in einem ihm zur Kenntnih ge 
brachten ſpeciellen Falle bedeutet, daß das auf einem üfjentlichen Plotze unters 
nommene fogenannte Kegel- oder Kugelſpiel zu den verbotenen Glücksspielen gen 
hört, weil der Gewinn und Berluf bei dielen Spiele nicht von der Befchieffich« 
kelt der Spieler, fonden vom Bufale abhängt und nach dem auf der Wahre 
ſcheinlichkerte⸗Rechunng beruhenden Tarife für die ſeltenſen Würfe die Küchften 
Gewiunſie, fie die am biteften zum Boricelu kommenden Nummern die ges 
ringſten Gewinnſte ousgefolgt werden, Aherhaupl dos ganze Spiel noch der eiger 
nen Augabe der in Unterſuchung gefommenen Parteien fo eingerichtet ih, daß 
der Baukhalter immerhin feinem Vortheil hat. 

Ein ſolches Unternehmen IM dem Lottopatente vom Jahre 1813 8. 30, fo 
wie dem Hofkanzleidecrete dom 16. October 1840 (politiſche Geſetzammlung. 
Mr. 104, Selte 387, entgegen, und M in der diesseitigen Reichshülfte (mit 
Ausnahme, wo bie Sleaſbeſtimmungen der Loktopateute noch geltend, nach dem 
Gefälanvafgefehe vom Jahre 1895, 5. 165, 498 und 446 zu ahınben. 


4) Derfefbe lautet: „Seit einiger Beil zlehen in Steiermark häufig Schau⸗ 
buten. Betger v. dal, uniber, die neblübet auch ſogenannte Scheibeuwäeſ⸗Spiele, 
wobei bon den Spieſeuden mit tolen eiſernen Ringen noch kiuem auf einem 
herigoniafen runden Bretle fledendeil oder befeſlgten Biele geworfen wird. 

„Derler Spiele zäblen jod une in jenen Fallen zu den erlaubten, wenn 
zumeiſt das Gewmnen von der Geſchicklichteit des Spieleuden, nicht aber vom 
bloßen Züge abhängt, wie dies bei einem folden in Graz vorgekommenen 
Spike den Fall war, bei teichein vie Minge ans einer eniſprechenden Entfernung 
auf Getbiiidt, die piatt auf einer, einem runden Stuäfe ähnlichen, Schelbe tefte 
genietet waren) geſvorfen wurdru, und meiſt von der letzteren herunterkollerte. 
— Es wich demnach aufgefordert, derlei im Bezirke erscheinende Schguſtellen, die 
nebenbei fukche Scheitenwurf,Spieſe belreſben, anch im Falle, als felbe mit einer 
hterämtlicen Prodntiinncg. Betbilligung Yereten ſind, der geeigneten Urhetwachullg 
zu unterziehen und denselben vas etwaige Betreiben uneklonbter Spiele ber v 
bezeichneten Art und mit Belppränin ausgrſtattet allſogleich einzustellen.“ 


Die genaue Veichreſbung des Spieles il folgende; 

„Zum Behufe des Spieles gehören acht ſechsſeirige Kegel] die Kegeln find 
wie Würfel mit den Ziffern Eins bis Sechs auf ihren Seitenflächen verſehen, 
denn find zehn Stuck botzerne Tafeln, auf jeber derſelben find vir Nummern 
ang der Zahlenreiße 8—48 iee gehört eine Angel, welche a einer 3—4' 
langen Schnur befeſtigt ift, endlich find zwei Tarife mit dem Verzeichuiſſe det 
Nummern don 8 aufwörte bis 48, und des zu jeer Nummer gehörigen Gu 
wiunſlez; das Spiel wird unn ſo betrieben: 

Die Kugel wird am der Schnur aufgehängt, und die Kegeln werben auß 
einem dorunter befhuhfichen Tische gerade auter dem Puukle, wo dit Kugel Des 
feſtigt iM, aufgeſtetkt, fo, daß die Kugel, wenn fie aus der verlicalen Richtung 
gebracht und ausgeloſſen wird, hie Kegeln umwirſt. Beim Umfallen der Kegellt 
wird dann gerade jo, wie beim Mürfelipiel, ein beſlimmter Wurf zurn Vorſcheiſ 
Tommen. Es werden näunlich die Zahlen, welche ſich mit den acht oben liegenden 
Seiten ber Regelt zeigen, jummirt, und vieſe Summe genannt 

Die zehn hölzernen Tafeln werden an bas Pubtitam verlauft, und zwar: 
das Sıll zu 5 kr, wenn noch dem Tarife I, und zum Preiſe von 10 Ir, 
wenn nach dem Toriſe II gelpielt wird. Wenn die Korken vertheilt knb, wird 
die Kugel von Jemand beliebigen in die auſgeſtelten Regel hineinfallen getaſſen, 
und die Summe der gervorfenen Bahfen durch Ableſeu gefunden, fodau dem 
Gewinner der im Torife angegebene Gegenſtalld ober noch feinem Belieben als 
Atqutvolent bie im Tarift angegebene Summe erfofgt. Dee Tarif ifl fo eins 
gerichtet, daß für die feltenflen Würfe, wie z. B. Summe 8 oder Nummer 48 
die hhchſten Gewinnſle, und für die Summen, die noch der Wahrſcheinlichleits⸗ 
rechnung om Hfteflen zum Vorschein kommen, die geringsten Geioinnfle aus. 
geſolgt werden. 

Des Spiel hat die Einrichtung, daß der Dankhälter immer feinen Vortheil Hat,“ 

Producenten obiger Spiele find im Ange zu behalten. 


Perſon alien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung”. 


Se. Majeflät haben dem Gentvalticector des Bau- und Bobnerhaltungs, 
vienſtes der Staatcheſſentohngeſellſchaft Hart v. Ruppert tazfrei den Orden ter 
eiſernen Krone dritter Coffe dem Oberluenieur Mathias Piſchof und dem 
Sufpecior Heinrich Schmint derſelben Gesellschaft dag Riklerkreuz des Frauz 
Joſeſs. Ordens verliehen. 

Se Pojet haben dem Polizelrathe der Wiener Polizeidirection Albert 
Refter oufüßlich ſeinet Verſetzung in den bleibenden Nuheſlond tagfrei den Titel 
und Efaralter eines Regierungsralhes verliehen. 

Der Minier ned Innerſt hat ven Bellrtehauptmann zweiter Etere Hobann 
Niebiſcher zum Hezieksbanptmoun ether Tlaſſe und den auf eine Bexivlgcam⸗ 
miſſärsſiylle eingerefhlen Bezielövorfieher Hofer Kaſtner zum Bezirkshauptmann 
gweiet Klaſſe in Echteften einohnl. 

Det Miner ar Kultus und unlerrich bat den Ühmttafiattektantttardt: 
dalen Dr. Johonn Rupp zun Amanatuſts ver k. k. Urtiverjil6tsbiblionee ih 
Oraz ertam. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 

Baugdivnctenſtelle erſter Claſſe beim Staotabgudtenſſe in Mähren mit 800 fe 
N oder euentuell eine Baunbjunktenflele zmeiter Flaſſe mit 700 fl. 
jährlich und eventuell auch eine Baupractitatiteuftelle mit 400 fl. Aofubum Ack 
bis Cute Drcatnbın 1. J. (Amtablott Ar. 305 u. 206.) 1 

Londesſanſiſereſerenteuſtelle für Dalmatien mit 2900 fl. Gebet und Local 
zulage Jar, 300 fl., 618 Ende December l. J. (Amteblatt Nr. 307.) 

Forfiinfpeet We her der Stolthalterei Steſermark, mit 1500 fl. 
Jähresgebafl, welcher Fun 6 zu 5 Jahren un 100 ft erhöht wird, einem eife- 
pauſchale von 80O fl. jährlich, bis Ende Deteulbet. (Amtsblatt Nr. 307.) 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Stadt⸗Sceretärs bei dem 
Burgermefſteramte zu Tronpau. 


Bewerber um diefe Stelle haben ihre eigenhändig geſchrſebenen, 
mit den Nachweiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhalkens, ihrer Hiss 
herigen praftiſchen Verweudung, der, mit gutem Erfolge zurllckgelegten, 
juridiſchen Studlen und geſetzlichen Befähigung für den politiſchen 
Staatsdienſt belegten, Geſuche bis 31. Jänter 1871 hieramts 
einzubringen 

Mit dieſem Dlenſtpoſten ift ein Jahresgehalt von 1000 fl. ö. W., 
die Penſionsfähigkeit dermal uach dem jeweilig geltenden Staats⸗Pen⸗ 
ſionsnormale verbunden. 

Bürger meiſteramt Troppau, am 10. December 1870. 
Der Bürgermeiſter: K. Heluz⸗ 


Dind don Wilhelm Köhler in Mlen, 


Verlag von Morih Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


